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Die Anwaltschaft und die
angestellten Anwälte und
Anwältinnen
Ein Berufsstand von Unternehmern auf dem
Weg zu einem Berufsstand von Angestellten?
Prof. Dr. Matthias Kilian, Köln

Die vorgeschlagene Neufassung des § 46 BRAO wird voraus-
sichtlich erstmals gesetzlich anerkennen, dass der Rechts-
anwaltsberuf auch in Anstellung ausgeübt werden kann, mit
einer freiberuflichen Tätigkeit also nicht wesensnotwendig
unternehmerische Verantwortung verbunden sein muss.
Noch bis in die 1960er Jahre wurde die Zulässigkeit der Be-
rufsausübung in Anstellung mit Blick auf das Gebot der an-
waltlichen Unabhängigkeit bezweifelt. Dieser Beitrag unter-
sucht, welche Bedeutung auf dem Anwaltsmarkt der
Gegenwart die angestellte Tätigkeit im Verhältnis zum an-
waltlichen Unternehmertum hat und ob die festzustellenden
Wandlungsprozesse die Anwaltschaft punktuell oder nach-
haltig prägen.

I. Einleitung

Für Volljuristen1, die sich zu Beginn ihrer beruflichen Karrie-
re für den Schritt in die Anwaltschaft entscheiden, gibt es im
Kern zwei verschiedene Arten, den Anwaltsberuf auszuüben:
Als Unternehmer oder als Angestellter. Wer anwaltlicher Un-
ternehmer ist, gründet eine Einzelkanzlei oder Sozietät, steigt
in eine bestehende Kanzlei als Mitgesellschafter ein oder er-
wirbt eine bereits existierende Kanzlei. Angestellte Rechts-
anwälte suchen sich eine Anstellung bei einer Kanzlei, in ei-
nem Unternehmen oder in einem Verband. Im Rahmen
einer 2014 veröffentlichten Studie mit mehr als 3.500 Rechts-
anwälten der Zulassungsjahrgänge 2004 bis 2010 hat das Sol-
dan Institut untersucht, wie sich die junge Anwaltschaft mit
Blick auf diese Differenzierung zusammensetzt und sich mit
zunehmender Dauer der Berufszugehörigkeit in ihrer Bin-
nenstruktur verändert.2 Über die Erkenntnisse dieser Unter-
suchung berichtet der Beitrag. Er fasst die Verteilung junger
Anwälte auf die verschiedenen Arten der Berufsausübung im
Folgenden zusammen und vergleicht sie mit der Gesamt-
anwaltschaft. Besonderes Augenmerk gilt hierbei der Teil-
gruppe der angestellten Rechtsanwälte.

Eine Tätigkeit als Angestellter eines anderen Rechts-
anwalts wurde lange Zeit als unvereinbar mit dem Postulat
der anwaltlichen Unabhängigkeit angesehen, weil sie vom
Prinzip der Über- und Unterordnung geprägt ist.3 Das Phä-
nomen des von einem Rechtsanwalt angestellten Rechts-
anwalts tauchte im Berufsrecht erstmals im Jahr 1969 auf, als
die zum 1. Januar 1969 ergänzten Standesrichtlinien in § 72 a
angestellte Rechtsanwälte explizit ansprachen. Zuvor war
stets nur schwammig von „juristischen Hilfsarbeitern“4 oder
„juristischen Mitarbeitern“ eines Rechtsanwalts die Rede, die
auf der Grundlage eines Dienstvertrags für diesen tätig sei-

en.5 Bis Ende der 1980er Jahre6 wurde mit Blick auf den in
Kanzleien angestellten Rechtsanwalt darauf hingewiesen,
dass ein solcher kaum dem Bild der BRAO entspräche und es
mit der Stellung eines unabhängigen Organs der Rechtspfle-
ge schwerlich in Übereinstimmung gebracht werden könne,
wenn ein Rechtsanwalt seine Tätigkeit in einem arbeitsrecht-
lichen Abhängigkeitsverhältnis versehe.7 Noch 2002 verteidig-
te sich ein Arbeitgeber-Rechtsanwalt vor dem LAG Düssel-
dorf (vergeblich) gegen die Geltendmachung von
Arbeitnehmerschutzrechten einer von ihm angestellten Kol-
legin mit dem Argument, der Arbeitsvertrag sei nichtig, weil
ein Rechtsanwalt nicht angestellt tätig sein dürfe.8 Etwaig
noch vorhandene Restzweifel soll § 46 Abs. 1 BRAO n. F.
beseitigen. Die neugefasste Vorschrift bestimmt: „Rechts-
anwälte dürfen ihren Beruf als Angestellte solcher Arbeit-
geber ausüben, die als Rechtsanwälte oder rechtsanwaltliche
Berufsausübungsgesellschaften tätig sind“.

II. Binnenstruktur der jungen Anwaltschaft

1. Aktuelle Situation

Die Realität hat diese berufsrechtlichen Finessen schon lange
hinter sich gelassen. 44 Prozent der „zulassungsjungen“ An-
waltschaft sind als Kanzlei(mit)inhaber tätig, aber ebenso vie-
le als angestellter Rechtsanwalt in einer Kanzlei. 7 Prozent
der Rechtsanwälte arbeiten für einen anwaltlichen Auftrag-
geber als freier Mitarbeiter und 4 Prozent als Syndikusanwalt
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Abb. 1: Art der Berufsausübung junger Rechtsanwälte

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Text nur die männliche Form verwendet.
Gemeint ist stets sowohl die weibliche als auch die männliche Form.

2 Kilian, Die junge Anwaltschaft: Ausbildung, Berufseinstieg und Berufskarrieren, Bonn
2014.

3 Vgl. etwa OLG Celle NJW 1963, 1310, 1311 („..kann nicht als glaubhaft gemacht angese-
hen werden, daß er hier die Stellung eines Arbeitnehmers gehabt oder in einem arbeit-
nehmerähnlichen Verhältnis gestanden habe. Das wäre schon grundsätzlich mit der Stel-
lung eines Rechtsanwalts als Organ der Rechtspflege unvereinbar.“); ferner EGH Berlin
EGE IV, 44, 45 f. („..ist der Rechtsanwalt in seiner beruflichen Betätigung nicht frei, son-
dern weisungsgebunden und kann ihm die Mitgliedschaft einseitig gekündigt werden, so
ist [er] kein freier Anwalt mehr, sondern Angestellter [...]; eine solche Stellung ist mit dem
Beruf des Rechtsanwalts unvereinbar“).

4 Vgl. etwa Lion-Levy, AnwBl. 1930, 67 f.; Biermann, AnwBl. 1929, 337 f.

5 Vgl. Eich, in: Lingenberg/Zuck/Hummel/Eich, Kommentar zu den Grundsätzen des an-
waltlichen Standesrechts, 2. Auflage, Köln 1988, § 81 Rn. 2 ff.

6 Hartstang, Anwaltsrecht, 1991, S. 96, meint, dass die Problematik angestellter Rechtsan-
wälte überhaupt erst in den 1980er Jahren erkannt und erstmals diskutiert worden sei.

7 Eich, in: Lingenberg/Zuck/Hummel/Eich, aaO (Fn. 5), § 81 Rn. 19.

8 LAG Düsseldorf, NZA-RR 2002, 600.
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in einem Unternehmen oder Verband. Wie zu zeigen sein
wird, ergeben sich jedoch nach Dauer der Berufszugehörig-
keit erhebliche Abweichungen bei der Art der ausgeübten Be-
rufstätigkeit.

Im Einzelnen zeigt sich folgendes Bild: Kanzlei(mit-)inha-
ber sind zu 33 Prozent Einzelanwalt in einer von ihnen neu
gegründeten Kanzlei (15 Prozent aller Befragten). 26 Prozent
sind als Gesellschafter in einer schon länger bestehenden So-
zietät tätig (11 Prozent aller Befragten), 17 Prozent in einer
von ihnen gegründeten beziehungsweise mitgegründeten So-
zietät (8 Prozent aller Befragten). 12 Prozent arbeiten in ei-
ner schon länger bestehenden Bürogemeinschaft (5 Prozent
aller Befragten), 11 Prozent in einer neu gegründeten Büro-
gemeinschaft (5 Prozent aller Befragten). Nur ein verschwin-
dend geringer Anteil (1 Prozent) der unternehmerisch täti-
gen Rechtsanwälte hat eine schon länger bestehende
Einzelkanzlei übernommen.

Rechtsanwälte, die in einer Kanzlei angestellt sind, arbei-
ten zu 85 Prozent in einer Sozietät. Eine Festanstellung bei
einem Einzelanwalt erfolgt in lediglich 15 Prozent der Fälle.
Die Tätigkeit als Syndikusanwalt erfolgt zu 86 Prozent in ei-
nem Unternehmen, 14 Prozent sind bei einem Verband be-
schäftigt.

2. Langzeitbetrachtung

Im Vergleich zu der jungen Anwaltschaft der Zulassungsjah-
re 1990 bis 1996 hat eine deutliche Verschiebung der Tätig-
keitsbereiche stattgefunden. Der Anteil der angestellten
Rechtsanwälte der Zulassungsjahre 1990 bis 1996 lag im Jahr
1997 bei nur 25 Prozent. Die Bedeutung der angestellten Tä-
tigkeit hat damit über einen Zeitraum von 20 Jahren stark zu-
genommen. Spiegelbildlich befindet sich der Anteil an
Rechtsanwälten, die unternehmerisch als Kanzleigründer
oder Sozien tätig sind, in einem Abwärtstrend: In den Zulas-
sungsjahren 1990 bis 1996 lag deren Anteil mit 50 Prozent
leicht höher als in der aktuellen Vergleichsgruppe.9 Damit
hat sich ein Trend fortgesetzt und dynamisiert, der bereits
seit den 1980er Jahren festzustellen ist: Von den zwischen
1980 und 1985 zugelassenen Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälten waren im Jahr 1986 lediglich 14 Prozent Angestellte
anderer Rechtsanwälte, hingegen 58 Prozent Kanzleiinha-

ber.10 Über einen Zeitraum von 25 Jahren hat sich der Anteil
angestellter Anwälte in der jungen Anwaltschaft damit mehr
als verdreifacht, während der Anteil unternehmerisch tätiger
Anwälte um mehr als die Hälfte zurückgegangen ist.

Ein nachhaltiger Rückgang ist beim Anteil an freien Mit-
arbeitern zu verzeichnen. Unter den 1997 befragten Angehö-
rigen der Zulassungsjahrgänge 1990 bis 1996 betrug ihr An-
teil noch 18 Prozent, in der aktuellen Studie liegt er bei nur
noch 7 Prozent. Wesentlicher Grund für diesen Trend weg
vom freien Mitarbeiter, der ein ausgeprägtes Phänomen der
1990er Jahre war, in denen sich der Anwaltsmarkt in einer
Phase der Neuorientierung befand11, dürfte die verstärkte
Sensibilisierung von Kanzleien für die rechtlichen Implika-
tionen der Beschäftigung sog. arbeitnehmerähnlicher selbst-
ständiger Mitarbeiter („Scheinselbstständiger“) sein. Hier hat
das vom 1. Januar 1999 bis 31. Januar 2002 geltende Gesetz
zur Bekämpfung der Scheinselbstständigkeit möglicherweise
für einen gewissen Bewusstseinswandel gesorgt, da es einen
starren Kriterienkatalog für die Überprüfung der Arbeitneh-
mereigenschaft an die Hand gab.12 Das „Zweite Gesetz fürmo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz II)13, wel-
ches diesen Katalog wieder abgeschafft hat, hat diesen Trend
wohl nicht wieder rückgängig gemacht. Nachhaltigen Einfluss
dürfte das „Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und il-
legalen Beschäftigung“14 haben, dessen § 1 Abs. 2 Nr. 1 das
Nichtabführen sozialversicherungspflichtiger Beiträge als
Schwarzarbeit definiert.

3. Nachhaltigkeit des Wandlungsprozesses

Die unter Berufseinsteigern festzustellende Zunahme der Be-
deutung der angestellten Beschäftigung hat bislang kaum
dauerhafte Auswirkungen auf die Beschäftigungsstrukturen
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Abb. 2: Art der Berufsausübung – differenzierende Betrachtung der Kanzlei(mit)inhaber
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Abb. 3: Art der Berufsausübung Zulassungsjahrgänge 1980–85, 1990–96 und
2004–10

9 Hommerich, Einstieg in den Anwaltsberuf, 2001, S. 39.

10 Hommerich, aaO (Fn. 9), S. 36.

11 In der mit den Zulassungsjahrgängen 1980 bis 1985 durchgeführten Studie waren
13 Prozent der Teilnehmer in freier Mitarbeit tätig, vgl. Hommerich, aaO (Fn. 9), S. 36.

12 Hommerich/Kilian, Die Berufssituation junger Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte,
2006, S. 38.

13 Zweites Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002,
BGBl. I 2002, 4621.

14 Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung vom 23. Juli
2004, BGBl. I 2004, 1842.
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auf dem Rechtsdienstleistungsmarkt: In der Gesamtanwalt-
schaft spielt die angestellte Tätigkeit weiterhin keine große
Rolle. Im Rahmen einer zeitnah zur Befragung der jungen
Anwaltschaft durchgeführten Datenerhebung in der Gesamt-
anwaltschaft ergab sich, dass 87 Prozent der Rechtsanwälte
unternehmerisch selbstständig und (Mit-)Eigentümer einer
Einzelkanzlei oder Sozietät sind. 8 Prozent der Rechtsanwäl-
te sind in einer Kanzlei angestellt tätig.

Der Trend hin zu einer angestellten Tätigkeit ist damit
ein Trend hin zum Berufseinstieg in Anstellung, nicht aber
hin zu einer dauerhaften angestellten Tätigkeit. Der Beschäf-
tigungsstatus von Berufseinsteigern ändert sich daher mit
der Dauer der Berufszugehörigkeit in starkem Maße. Diese
Veränderungen sind bereits nach wenigen Jahren festzustel-
len, wie eine differenzierende Betrachtung der Zulassungs-
jahrgänge zeigt.

III. Differenzierende Betrachtung

1. Art der Berufsausübung nach Berufserfahrung

Ein Vergleich der einzelnen Zulassungsjahrgänge führt zu
dem nicht überraschenden Befund, dass mit zunehmender
Berufserfahrung die Bedeutung der selbstständigen Berufs-
tätigkeit zunimmt. So waren Rechtsanwälte mit siebenein-
halb bis achteinhalb Jahren Berufserfahrung zu 61 Prozent
Kanzlei(mit)inhaber, Anwälte mit eineinhalb bis zweieinhalb
Jahren Berufserfahrung hingegen nur zu lediglich 32 Pro-
zent. Folgerichtig nimmt die Angestelltentätigkeit im Laufe
der Jahre diametral ab: Beträgt sie bei zulassungsjungen An-
wälten noch 57 Prozent, so sind nach sieben oder acht Jahren
Berufszugehörigkeit nur noch 27 Prozent der Rechtsanwälte
angestellt in einer Kanzlei tätig. Eine Tätigkeit als Syndikus-
anwalt oder freier Mitarbeiter hingegen wird nach acht Jah-
ren Berufserfahrung nicht signifikant seltener oder häufiger
ausgeübt als nach zweijähriger Berufserfahrung. In diesen
beiden Teilgruppen der Anwaltschaft zeigt sich bereits nach
relativ kurzer Verweildauer in der Anwaltschaft eine Anglei-
chung des Anteils der Tätigkeitsformen an die Gesamt-
anwaltschaft.

Mit zunehmender Berufserfahrung nehmen auch koope-
rative Arten der Berufsausübung zu. Je länger ein Rechts-
anwalt zur Anwaltschaft zugelassen ist, desto seltener ist er
als Einzelanwalt in einer von ihm neu gegründeten Kanzlei
tätig (Zulassung 2010: 39 Prozent, Zulassung 2004: 21 Pro-
zent – jeweils Befragung in 2012). Umgekehrt nimmt der An-
teil der Gesellschafter einer neu gegründeten oder schon län-
ger bestehenden Sozietät mit der Zugehörigkeitsdauer zur
Anwaltschaft zu. Waren im Jahr 2012 lediglich jeweils
14 Prozent der unternehmerisch tätigen Anwälte des Zulas-
sungsjahres 2010 als Gesellschafter in einer von ihnen
(mit-)gegründeten Sozietät bzw. in einer schon länger beste-
henden Sozietät tätig, so lag der Anteil an Gesellschaftern
des Zulassungsjahres 2004 schon bei 22 Prozent bzw.
35 Prozent. Deutlich wird, dass auch die Tätigkeit als Einzel-
anwalt in einer schon länger bestehenden Bürogemeinschaft
mit der Dauer der Berufszugehörigkeit abnimmt (im Jahr
2012 bei Zulassungsjahrgang 2010: 21 Prozent, bei Zulas-
sungsjahrgang 2004: 9 Prozent).

2. Art der Berufsausübung nach Geschlecht

Interessant ist eine geschlechtsbezogene Analyse: Bei einer
solchen zeigen sich in den ersten Jahren nach dem Berufs-
einstieg keine geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der
Art der Berufsausübung. Abweichungen ergeben sich ab
dem siebten Jahr nach der Zulassung: Männer werden dann
häufiger (Mit-)Inhaber einer Kanzlei, während Frauen häufi-
ger Angestellte bleiben.

Dies kann verschiedene Gründe haben, deren relative Be-
deutung ohne vertiefte Forschung nicht bewertet werden
kann: Denkbar ist zum einen, dass Frauen an der Schwelle
zur Entscheidung, in unternehmerische Verantwortung zu
gehen, in stärkerem Maße die Anwaltschaft verlassen und
zum Beispiel in den öffentlichen Dienst oder Unternehmen
wechseln. Der Befund kann auch auf einer insgesamt gerin-
geren Risikobereitschaft von Rechtsanwältinnen beruhen,
unternehmerische Verantwortung zu übernehmen. Beson-
ders naheliegend ist freilich die Hypothese, dass Rechts-
anwältinnen bei einer Tätigkeit in Anstellung eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, insbesondere mit
Blick auf die Gründung einer Familie, gewährleistet sehen,
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Abb. 4: Verhältnis unternehmerisch/angestellt tätige Rechtsanwälte in junger Anwalt-
schaft/Gesamtanwaltschaft im Jahr 2012
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Abb. 5: Art der Berufsausübung im Jahr 2012 nach Zulassungsjahren 2004–2010
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Anwaltsrecht

weil in diesem Fall zum Beispiel Teilzeitarbeit eher möglich
ist. Der steigende Frauenanteil in der Anwaltschaft wird da-
her perspektivisch zu einer Zunahme der Zahl der längerfris-
tig angestellt tätig bleibenden Rechtsanwälte führen.

IV. Ausblick

Die Anstellung als Beschäftigungsform hat für junge Rechts-
anwälte stark an Bedeutung gewonnen. Fast zwei Drittel aller
Junganwälte beginnen ihre Berufskarriere als Angestellte,
nur rund ein Drittel ist beim Berufseinstieg unternehmerisch
tätig. Allerdings ist die Anstellung nach wie vor kein auf Dau-
er angelegtes Beschäftigungskonzept: Bereits nach dem ach-
ten Jahr der Berufstätigkeit hat sich der Anteil von unterneh-
merisch und angestellt tätigen Rechtsanwälten umgekehrt

und nur noch ein Drittel dieser Rechtsanwälte ist Angestell-
ter einer Kanzlei. Mit fortschreitender Dauer der Berufszuge-
hörigkeit dynamisiert sich der Wechsel in die unternehmeri-
sche Berufsausübung, so dass in der Gesamtanwaltschaft
weiterhin nur ein geringer Anteil der Berufsträger angestellt
tätig ist. Der immer größere Anteil weiblicher Rechtsanwälte
hat allerdings das Potenzial, die Bedeutung der angestellten
Berufsausübung über die Phase des Berufseinstiegs hinaus
nachhaltig zu stärken, da Frauen deutlich seltener als Män-
ner daran interessiert sind, aus der Angestelltentätigkeit in
die Partnerschaft zu wechseln. Für viele eher traditionell auf-
gestellte Kanzleien wird dies bedeuten, ihr Beschäftigungs-
konzept überdenken zu müssen, um Mitarbeiter(innen) lang-
fristig an die Kanzlei zu binden.
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Abb. 6: Verhältnis unternehmerisch/angestellt tätige Rechtsanwälte in junger Anwalt-
schaft/Gesamtanwaltschaft im Jahr 2012
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Rück- und Ausblick

Auch am Ende diesen Jahres soll die monatliche Kolumne
des Soldan Instituts mit einem kurzen Rück- und Ausblick
schließen: Wie stets in „ungeraden“ Jahren stand die Arbeit
des Instituts 2015 im Zeichen von zwei wiederkehrenden
Projekten, des Berufsrechtsbarometers und des Statisti-
schen Jahrbuchs.

Für das Berufsrechtsbarometer haben von Mai bis Juli
mehr als 2.000 Anwältinnen und Anwälte berufsrechtliche
Reformen der Vergangenheit bewertet und Stellung zu ak-
tuell diskutierten Reformvorhaben bezogen. Erste Ergebnis-
se sind bereits im Anwaltsblatt, in den BRAK-Mitteilungen
und der NJW veröffentlicht worden, weitere werden in den
nächsten Monaten an dieser Stelle publiziert. Das Statisti-
sche Jahrbuch, dessen Neuausgabe Anfang 2016 erscheinen
wird, wird neben den bewährten Inhalten erstmals aus-
gewählte Daten der Justizstatistik konsolidieren und die
jährliche Zahl der Neuzulassungen auf Kammerebene
nachweisen. Abgeschlossen werden konnte ein Forschungs-

bericht (Bd. 18) zur Juristenausbildung, der die Ausbildung
von Volljuristen in Studium und Referendariat aus dem
Blickwinkel der Anwaltschaft untersucht hat. In Kürze er-
scheinen werden Forschungsberichte zur anwaltlichen Fort-
bildung (Bd. 19) und zu Strukturen und Inhalten anwalt-
licher Berufstätigkeit (Bd. 20). Datenerhebungen zu zwei
neuen Projekten stehen bevor: 2016 sollen nicht-anwaltliche
Mitarbeiter in Kanzleien untersucht werden sowie eine pan-
europäische Anwaltsbefragung, die seit Längerem von einer
internationalen Arbeitsgruppe vorbereitet wird, durchge-
führt werden.

Vieles wurde 2015 erreicht, manches ist für 2016 geplant.
Es gilt daher erneut, allen, die sich im ablaufenden Jahr 2015
an einer Befragung beteiligt haben, herzlich für die Mitwir-
kung zu danken – und alle, die im kommenden Jahr zu einer
neuen Befragung eingeladen werden, umUnterstützung der
Forschungstätigkeit im Interesse der deutschen Anwalt-
schaft zu bitten und einige Minuten ihrer Arbeitszeit zu op-
fern, damit das Institut der Anwaltschaft auch künftig um-
fassende Daten zur Verfügung stellen kann.
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